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Soziale Strukturwandlungen in Mitteldeutschland und ihre 
Bedeutung für die W iedervereinigung

" C

Sozialordnung und Sozialstruktur haben sich im 
sowjetischen Besatzungsgebiet im Vergleich zu 

W estdeutschland nicht weniger unterschiedlich ent­
wickelt, als das auch bei der W irtschaftsordnung und 
der W irtschaftsstruktur der Fall ist. Die frühere so­
ziale Schichtung besteht w eitgehend nicht mehr; die 
ehemalige Oberschicht ist so gut wie verschwunden, die 
früheren Mittelschichten sind stark  dezimiert oder min­
destens in der m ateriellen Basis ihrer sozialen Stel­
lung erheblich geschwächt, in der Masse der A rbeit­
nehmerschaft hat sich auf der einen Seite eine N ivel­
lierung, auf der anderen Seite aber eine überraschende 
m aterielle Differenzierung vollzogen. An die Stelle 
der früheren Sozialstruktur ist keineswegs eine 
„klassenlose Gesellschaft" getreten, sondern wiederum 
eine geschichtete Gesellschaft mit erheblichen m ateriel­
len Niveau-Unterschieden. Freilich sind ihre Schich­
tungsprinzipien wesentlich andere als die der Ver­
gangenheit: in einer Wirtschaft, deren Träger zu einem 
sehr großen Teile der S taat geworden ist und in der 
von einem „Absterben" des Staates gar keine Rede 
sein kann, entscheidet die Fuiiktion der Einzelnen bzw. 
noch w eit mehr der Gruppe im Staatsaufbau oder im 
Aufbau der verstaatlichten W irtschaft über den O rt 
und die A rt ihrer sozialen Eingliederung wie über ihre 
soziale Geltung. Die Entstehung einer „neuen Ober­
schicht" ist deshalb in der sowjetischen Besatzungs­
zone, wie in allen nach sowjetischen Prinzipien organi­
sierten Ländern, heute eines der interessantesten und 
wichtigsten soziologischen Phänomene.
Diese sozialen W andlungen in einem Gebiet, auf das 
mit 18 Millionen Menschen (einschließlich Ostberlin) 
trotz aller Abwanderung immer noch ein V iertel der 
Gesamtbevölkerung des Vierzonendeutschland ent­
fällt, lassen sich freilich nicht entfernt mit der gleichen 
quantitativen Exaktheit analysieren wie die Entwick­
lung der Sozialstruktur in der Bundesrepublik oder 
einerti anderen Lande der westlichen W elt. So groß 
das Ausmaß der in einem W irtschaftssystem mit zen­
traler Planung produzierten Statistik ist, so gering ist 
die Menge (und so problematisch vielfach der Wert) 
dessen, was an absoluten Zahlen auch auf dem Gebiet 
der Sozialstatistik veröffentlicht wird. Die Zählung 
von 1946 w ar die letzte, von der noch wesentliche Er­
gebnisse publiziert wurden; sie sind natürlich längst 
überholt. Die Ergebnisse der Volks-, Berufs- und Be­
triebszählung von 1950 ruhen als Geheimsache in den 
Panzerschränken einiger weniger zentraler Stellen, 
ü b er die gegenwärtige Einkommensschichtung sind so 
gut wie keine Angaben bekannt. Dieser fast völlige 
Publizitätsmangel erschwert natürlich die A rbeit des 
Sozialwissenschaftlers sehr. Trotzdem können wir die 
entscheidenden sozialen Strukturveränderungen eini­
germaßen zuverlässig erfassen.

Prof. Dr. Karl C.,Thalheim, Freie Universität Berlin

Dies erscheint um so notwendiger, als der soziale 
Strukturwandel in M itteldeutschland natürlich für die 
Zeit nach der W iedervereinigung schwierige Aufgaben 
stellt) handelt es sich doch dann darum, zwei Gebiete 
wieder zu integrieren, die sich in einer Entwicklung 
von nun schon mehr als einem Jahrzehnt wirtschaftlich 
wie sozial immer stärker auseinanderentwickelt haben. 
Es wird im folgenden an einer Reihe von Einzelbei­
spielen zu zeigen sein, welche Problematik sich h ier­
aus ergibt.

DIE LANDWIRTSCHAFTLICHE BEVÖLKERUNG

Die landwirtschaftliche Bevölkerung der sowjetischen 
Besatzungszone w ar die erste Schicht, in der sich be­
reits zu Beginn der sowjetischen Besetzung tiefgrei­
fende soziale Veränderungen vollzogen. Das Instru­
ment hierfür w ar die Bodenreform, die bereits im 
H erbst 1945 unter der Parole „Junkerland in Bauern­
hand" in den 5 Ländern der sowjetischen Besatzungs­
zone durchgeführt wurde. Da die A grarstruktur in den 
einzelnen Teilen der Zone sehr unterschiedlich war, 
w irkte sich die Enteignung aller landwirtschaftlichen 
Besitzungen mit mehr als 100 ha Fläche auch sehr ver­
schieden aus: in Mecklenburg-Vorpommern, wo im 
Jah re  1939 trotz der nach dem ersten W eltkriege be­
gonnenen Siedlungstätigkeit noch immer fast die 
Hälfte der landwirtschaftlichen Nutzfläche — 48,4 ®/o —■ 
auf Betriebe mit m ehr als 100 ha entfiel, w urde die 
Sozialstruktur des Landvolkes durch sie wirklich revo­
lutioniert, während in den Ländern Sachsen und Thü­
ringen, in denen der Anteil der Großbetriebe nicht 
mehr als 12,9 bzw. 10 ”/o ausmachte, deren Enteignung 
und teilw eise Aufteilung nur eine unerhebliche Kor­
rektur an der bisherigen Besitzstruktur bedeutete.
Die Sozialstruktur des mitteldeutschen Landvolkes ist 
wesentlich dadurch beeinflußt worden, daß — völlig 
abweichend von der Entwicklung in der gewerblichen 
W irtschaft — die Enteignung des Großgrundbesitzes 
nicht nur die völlige Vernichtung der früheren agra­
rischen Oberschicht, sondern außerdem die Entstehung 
einer neuen, zahlenmäßig keineswegs unbedeutenden 
Schicht selbständiger Kleinbesitzer, der „Neubauern", 
bewirkte. Zwar ist ein knappes Drittel der gesam ten 
enteigneten Landmasse (diese umfaßt 3V4 Mill. ha) 
nicht aufgeteilt worden, sondern wird durch annähernd 
550 „Volkseigene Güter" weiterhin großbetrieblich be­
wirtschaftet. Aber nach den Angaben, die Ulbricht im 
September 1955 anläßlich der zehnjährigen W ieder­
kehr der Einführung der Bodenreform machte, sind rd.
2,2 Mill. ha an 560 000 Landbewerber verte ilt worden. 
Dadurch entstanden 210 000 neue B auernstellen,.von 
denen 91 000 an „Umsiedler" aus den deutschen Ost­
gebieten fielen. Außerdem w urden an 126 000 land­
arme Bauern und Kleinpächter Landzulagen, an 40 000
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Altbauern W aldzulagen und an 183 000 nichtlandwirt- 
sdiaftliche Arbeiter, Handw erker usw. kleine Land­
parzellen gegeben. Selbst wenn man nur die neuent­
standenen Betriebe berücksichtigt, so ergibt sich doch, 
daß einschließlich der Familienangehörigen etwa eine 
Million Menschen ihre w irtsdiaftliche und soziale Exi­
stenz der Bodenreform verdanken. Das ist ein poli­
tisches und soziologisches Faktum von großer Trag­
weite —. um so mehr, als im Gegensatz zu den M etho­
den in der Sowjetunion selbst echtes neues Individual­
eigentum entstanden ist.
Infolgedessen bildet das Schicksal der N eubauern eine 
der wichtigsten sozialen Fragen, die bei der W ieder­
vereinigung zu entscheiden sind. Der „Forschungsbei­
rat für Fragen der W iedervereinigung" beim Mini­
sterium für gesamtdeutsche Fragen hat nach langen 
und sorgfältigen Erwägungen die folgende These zur 
Bodenreform vorgelegt:
.Der F orschungsbeirat em pfiehlt, daß die B odenrefoim  in 
der SBZ n id it u n te r  dem  G es id itsp u n k t e in e r  R estau ra tion  
der alten E igen tum sverhältn isse  rev id ie rt w erden  soll. N eu­
bauern, die den  Boden in  den v erg an g en en  Ja h re n  u n te r  
persönlichen O pfern  b ea rb e ite t haben , soll der Boden e r­
halten b leiben. M aßgebend  is t d ie S icherung der V olks- 
ernährung und  Schaffung leb en sfäh ig er B etriebe. D ie W ied er­
herstellung u n d  F estigung  des se lbständ igen  bäuerlichen  Be­
sitzes, insbesondere  des F am ilienbesitzes, w ird  g erade  bei 
der derzeitigen  Entw icklung zur K o llek tiv ie ru n g  in  d er SBZ 
eine der vo rdring lichsten  agrarpolitiscfaen A ufgaben  sein. 
Der gesam tdeutsche G esetzgeber w ird  das rech tsstaatliche 
Prinzip der E ntschädigung fü r en tzogenes E igentum  gesetz- 
geberisdi zur G eltung  zu b ringen  haben ."

Diese These des Forschungsbeirates hat in der Öffent­
lichkeit z. T. scharfe Diskussionen ausgelöst, was, so­
weit es sich um Stellungnahmen der enteigneten ehe­
maligen Großgrundbesitzer handelt, psydiologisdi 
völlig verständlich ist. Ohne die mit der Beurteilung 
der Bodenreform verbundene schwierige juristische 
Problematik hier aufrollen zu wollen, wird man aber 
doch wohl sagen dürfen, daß eine einfache Restaura­
tion der früheren Eigentums- und Betriebsgrößenver­
teilung weder vom Standpunkt der Gerechtigkeit — 
denn es würde damit nun den N eubauern gegenüber 
Unrecht geübt — noch von dem einer gesunden A grar­
struktur aus als vernünftige Lösung angesehen w er­
den kann. Die zitierte These des Forschungsbeirates 
sdieint mir deshalb eine richtige Verbindung zwischen 
den Forderungen der Rechtsstaatlichkeit und der wirt- 
sdiaftlichen und politischen Vernunft darzustellen.
Auf der anderen Seite soll keineswegs bestritten w er­
den, daß die gegenwärtige soziale S truktur der durdi 
die Bodenreform geschaffenen kleinbäuerlicJien Bevöl­
kerung, auf die Dauer gesehen, nicht gesund ist; dafür 
ist die damals gewählte Betriebsgröße — durchschnitt- 
hdi !•—8 Hektar — in der Regel zu klein. Mit großer 
Wahrscheinlichkeit ist das bew ußt geschehen, um gün­
stige Voraussetzungen für eine spätere Kollektivie­
rung zu schaffen. Diese wird seit dem Sommer 1952 
durch die Bildung der „Landwirtsdiaftlidien Produk­
tionsgenossenschaften" (LPG) versucht, die in ihrem 
hauptsächlicii geförderten Typ III dem sowjetischen 
Kolchos bereits nahe verw andt sind. Nach den letzten

Angabep gibt es bereits rd. 6000 LPG. Da in der LPG 
des angestrebten Typs, ebenso wie im sowjetischen 
Kolchos, der selbständige Betrieb des Einzelbauern im 
neuen Kollektivbetrieb aufgeht (bis auf einen beschei­
denen Rest an Hofland und Vieh), entsteht mit dem 
Genossenschaftsbauern ein völlig neuer, mit Sozial­
formen der westlichen W elt nicht vergleichbarer sozio­
logischer Typ, dessen etwaiger Fortbestand nach der 
W iedervereinigung eine keineswegs einfach zu beur­
teilende Frage ist. Zwar hat es bisher eine eigentliche 
Zwangskollektivierung in der sowjetischen Besatzungs­
zone nicht gegeben, wenn man von dem Lande der ge­
flüchteten Bauern absieht, das in öffentliche Bewirt­
schaftung genommen und dann großenteils an eine 
LPG zugeteilt wurde: jedoch werden die LPG gegen­
über den einzelbäuerlichen Betrieben materiell so 
bevorzugt ■— z. B. hinsichtlich der Höhe der Abliefe­
rungssätze und der Tarife der Maschinen-Traktoren- 
Stationen sowie der Zuteilung von Düngemitteln 
u. ä. —, daß unter diesen V erhältnissen der Eintritt in 
eine LPG nicht als Ergebnis einer völlig freien Ent­
schließung angesehen werden kann. Die W iederher­
stellung völliger Freiw illigkeit hinsichtlich des w eite­
ren Bestandes der Landwirtschaftlichen Produktions­
genossenschaften ist nach der W iedervereinigung ein 
selbstverständliches Gebot. A llerdings sollte unvor­
eingenommen geprüft werden, ob für die Lebens­
fähigkeit der kleinbäuerlichen Betriebe nicht aus 
den gegenwärtigen genossenschaftlichen Organisa­
tionsformen der sowjetischen Besatzungszone ein­
schließlich der Maschinen-Traktoren-Stationen manches 
mit Nutzen verw endet w erden könnte; daß sie dazu 
erst von ihren heutigen politischen Zielsetzungen be­
freit werden müssen, bedarf keines W ortes.
Die durch die Bodenreform bew irkte Vergrößerung 
der Zahl selbständiger bäuerlicher Betriebe ist in den 
letzten Jahren zu einem nicht ganz geringen Teile 
durch die fortdauernde Bauernflucht aus der sowjeti­
schen Zone ausgeglichen worden, die im Frühjahr 1953 
ihren vorläufigen Höhepunkt erreichte. A m  stärksten 
davon betroffen w urden die Großbauern, d. h. die In­
haber von Betrieben mit mehr als 20 ha, die schon 
frühzeitig Hauptziel der SED-Propaganda für den 
„Klassenkampf auf dem Dorfe" wurden. Diese Propa­
ganda folgte getreu dem Vorbild der Sowjetunion, 
obwohl die agrarsoziologischen V erhältnisse in der 
sowjetischen Besatzungszone beträchtlich anders lie­
gen und kaum irgendwo so große Unterschiede auf­
weisen, wie sie in großen Teilen der Sowjetunion zwi­
schen „Kulaken" einerseits, „landlosen Bauern" 
andererseits bestanden; der Begriff des „werktätigen 
Bauern", mit dem diese Propaganda die Klein- und 
M ittelbauern zusammenfaßt, w ar in Deutschland früher 
unbekannt, und niemand w äre auf den Gedanken ge­
kommen, die Masse der Großbauern nicht als „werk­
tä tig “ zu betrachten. Die Methoden, mit denen der 
Kampf gegen die Großbauern geführt wird, reichen 
von sozialer Diffamierung —  z. B. Herausdrän gung 
aus den Führungsposten der agrarischen Einheits­
organisation „Vereinigung der gegenseitigen Bauern­
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hilfe (VdgB)" sowie Verbot des Eintritts in Landwirt- 
sdiaftlidie Produktionsgenossenschaften — bis zu har­
tem materiellen Drude, vor allem durch hohe, oft uner­
füllbar hohe Ablieferungsverpflichtungen. Die W ir­
kung zeigt sich darin, daß bereits zwischen 1939 und 
1951 die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe mit 
20—100 ha von 56 646 auf 47 760 *) zurüdcging. Nach­
dem dieser Schrumpfungsprozeß von 1951 bis zum 
Frühsommer 1953 w eitere beträchtlidie Fortschritte 
gemacht hatte, wurde er mit der V erkündung des so­
genannten „Neuen Kurses" am 11. Juni 1953 vorläufig 
abgestoppt. Es war jedoch von vornherein zu erw ar­
ten, daß es sich dabei nur um eine taktisch bedingte 
und infolgedessen auch zeitlich begrenzte W endung 
handelte. Tatsächlich ist auch seit einigen M onaten 
eine erneute Verschärfung der Politik gegen die Groß­
bauern und eine Intensivierung der Propaganda für 
den Zusammenschluß der „werktätigen" Bauern in 
LPG zu beobachten, wenn auch infolge der unentwegt 
schwierigen Ernährungslage ein ähnlich radikaler Pro­
zeß der Zwangskollektivierung, wie ihn Stalin zu An­
fang der 30er Jah re  in der Sowjetunion durchführte, 
nicht zu erw arten ist. Heute werden immerhin noch 
nahezu 70 “/o der landwirtschaftlichen Nutzfläche der 
sowjetischen Besatzungszone von Einzelbauern bew irt­
schaftet.
Die möglichst rasche W iederherstellung lebensfähiger 
bäuerlicher Familienbetriebe nach der W iedervereini­
gung ist sowohl aus ökonomischen wie aus sozialen 
Gründen eine gebieterische Forderung — dies um so 
mehr, als die Landarbeiterknappheit in der sowjeti­
schen Besatzungszone eher noch größer ist a:ls in W est­
deutschland; denn forcierter Industrieausbau und Auf­
rüstung mußten in einem Gebiet, dessen Bevölkerungs­
potential durch die starke Abwanderung kontinuier­
lich w eiter geschwächt wird, gerade der Landwirtschaft 
besonders viele A rbeitskräfte entziehen. Alle bisheri­
gen Erfahrungen zeigen, daß ein Rückstrom dieser Ab­
gewanderten in die Landwirtschaft höchst unw ahr­
scheinlich ist. Bäuerliche Familienbetriebe, die — indi­
viduell oder auf genossenschaftlichem W ege — aus­
reichend mit Landmaschinen ausgestattet sind, werden 
mit diesen Schwierigkeiten noch am ehesten fertig 
werden. (Das ist auch einer der Gründe, die gegen 
eine einfache Restauration früherer Betriebsgrößen­
verhältnisse sprechen: wo sollten für w iederherge­
stellte Großbetriebe die A rbeitskräfte herkommen, 
ohne die sie nicht zu w irtsdiaften vermöchten?) Ande­
rerseits w ird es sicher bei einem nicht geringen Teil 
der N eubauernstellen notweiidig sein, ihre Boden­
fläche zu vergrößern, um sie auf die Dauer lebens­
fähig zu machen, will man nicht die Existenz einer 
proletaroiden Schidit, die für die gesunde Sozialstruk­
tur des Landvolkes höchst nachteilig wäre. Die Lösung 
dieser Aufgabe ist freilich alles andere als einfach; 
doch muß aus Raumgründen auf eine w eitere Erörte­
rung verzichtet werden.
*) M atthias K ram er; „Die Landwirtschaft in  der sowjetischen Be­
satzungszone." 2. A usgabe (Bonner Berichte), Bonn 1953, S. 88. Die 
Zahl der B etriebe von 50 b is 100 ha is t in d ieser Zeit sogar auf 
fa s t d ie H älfte gesunken.

DIE GEWERBLICHE UNTERNEHMERSCHAFT

W enn durch die Bodenreform die frühere Großgrund­
besitzerschicht restlos beseitigt wurde, so ist durch die 
Sozialisierung in der gewerblichen W irtschaft der Groß­
unternehm er ebenfalls völlig, der m ittlere Unternehmer 
bis auf letzte sehr bescheidene Reste verschwunden; 
lediglidi von den Kleinunternehm ern in Industrie, Ein­
zelhandel und V erkehrswesen ist noch ein nennensw er­
ter Restbestand übriggeblieben. W ie gering aber die 
wirtschaftliche Bedeutung der Privatbetriebe ist, zeigen 
ihre Anteilsziffern: an der B ruttoproduktion'der Indu­
strie 15 “/o, am Umsatz des Einzelhandels etw a 30 "/a, 
am Umsatz des Großhandels etwa 5 "/o. Erheblich grö­
ßer ist freilich der Anteil der Privatbetriebe an der 
Gesamtzahl der gewerblichen Betriebe, da es sich bei 
ihnen ja  überwiegend um Kleinbetriebe handelt. Dabei 
ist beachtenswert, daß (mit den einzigen Ausnahm en 
der Bergbaubetriebe und überwiegend der Filmtheater) 
die Ausschaltung der Privatunternehm er nicht durch 
Sozialisierungsgesetze erfolgt ist. Der größte Teil der 
großen und m ittleren Industriebetriebe w urde auf 
Grund der Maßnahmen gegen „Kriegsverbrecher und 
N aziaktivisten“ zuerst sequestriert, dann enteignet. 
Später kam en dann Enteignungen wegen „W irtschafts­
verbrechen", untragbarer Steuerdruck, die in einem 
planwirtschaftlichen System leidit zu verwirklichende 
Entziehung der wirtschaftlichen Funktionen (besonders 
im Großhandel), schließlich die fast völlige Beschrän­
kung der Investitionen auf die „sozialistischen" Be­
triebe hinzu. Die rechtlichen Voraussetzungen des so­
zialen Strukturw andels sind also in der gewerblichen 
W irtschaft andere als in der Landwirtschaft, und ein 
wesentlicher Unterschied besteht auch darin, daß das 
entzogene Eigentum nicht wie im Falle der N eubauern 
zu neuem Individualeigentum, sondern immer zu 
„Volkseigentum" geworden ist.
Die in Handel, Industrie, Transportwesen noch übrig­
gebliebenen privaten Unternehmer sind wirtschaftlich 
ohnmächtig und durch harten Steuerdruck m ateriell 
sehr geschwächt. Immerhin unterscheidet sich die So­
zialstruktur in der sowjetischen Besatzungszone von 
derjenigen der Sowjetunion und überw iegend auch 
ihrer europäischen Satellitenstaaten dadurdi, daß es 
eine solche Schicht der privaten Unternehm er über­
haupt noch gibt. Daß es sich aber bei ihrer Existenz 
nur noch um eine Schonfrist handeln kann und das 
Endziel die völlige Sozialisierung der gewerblichen 
W irtschaft ist (im Bank- und Versicherungswesen ist 
sie bereits erreicht ®), steht außer Frage und ist auch 
von maßgebenden Persönlichkeiten des SED-Systems 
immer w ieder recht unmißverständlich ausgesprochen 
worden. Nachdem auf der II. Parteikonferenz der SED 
im Juli 1952 der „planmäßige Aufbau des Sozialismus 
in der DDR" proklam iert worden war, w urden die 
M ethoden zur w eiteren Vernichtung des noch verblie­
benen Unternehmertums wesentlich verschärft, und 
die Schonfrist schien ihrem  Ende entgegenzugehen.
“) Bis auf e inige w enige k le ine  Privatbanken, d ie  1945 von  der 
SMAD zugelassen w urden, gesamtwirtschaftlicJi ab er ohne jede  
Bedeutung sind.
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1 Mit dem „Neuen Kurs" wurde jedodi auch in diesem , 
j Bereich die weitere Sozialisierung abgestoppt. Seit 
( einigen Monaten häufen sicäi aber die Anzeichen da- 
) für, daß die alten M ethoden — wenn auch zunächst 
: noch nicht mit voller Sdiärfe — wieder auf genommen 

werden. Jedenfalls sinkt die Zahl der privaten Unter- 
: nehmer in M itteldeutschland ständig; im Einzelhandel,
> auf den der w eitaus größte Anteil entfällt, hat sich 

allein zwischen dem 31. M ärz '1953 und dem 1. Januar 
1954 die Zahl der privaten  Geschäfte von 85 774 auf 
82 400 verringert.

DIE FREIEN BERUFE

Ein ähnlicher Prozeß vollzieht sich auch bei einem 
Großteil der freien Berufe, einmal durch Verstaat- 
lidiung (z. B. immer höherer Anteil der angestellten 
Ärzte gegenüber den Ärzten mit Privatpraxis), zwei­
tens durch Kollektivierung in Formen, die denen 
eitler Produktionsgenossenschaft ähnlich sind (Rechts­
anwaltskollegien, die gegenüber den einzeln tätigen 
Anwälten steuerlich sehr bevorzugt werden), drittens 
durch fortschreitenden Entzug der Funktionen (Wirt­
schaftsprüfer, Steuerberater). A ndererseits gehört ein 
Teil der Angehörigen der freien Berufe, besonders auf 
dem Gebiet von Kunst und W issenschaft, zu der neuen 
Oberschicht, die freilich ihre erhebliche inaterielle 
Besserstellung mit w eitgehender Beschränkung der 
geistigen und künstlerischen Freiheit zu bezahlen hat.

DIE HANDWERKER 

Ein wirtschaftlicher Bereich, in dem b i s h e r  der so­
ziale Strukturwandel noch vergleichsweise gering 
blieb, ist das Handwerk. Enteignungen von Hand­
werksbetrieben hat es zwar auch gegeben, sie spielen 
aber im Gesamtrahmen der Handwerkswirtschaft eine 
unbedeutende Rolle. Im Frühjahr 1955 bestanden im 
sowjetischen Besatzungsgebiet noch 270 000 Hand­
werksbetriebe mit rd. 750 000 Beschäftigten; insgesamt 
hat sich jedoch nach Untersuchungen des W estberliner 
„Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung" die 
Zahl der Beschäftigten im Handwerk von 1950 bis 1954 
um rd. 175 000 verringert. Für die Sozialstruktur wich­
tig ist, daß die durchschnittliche Beschäftigtenzahl der 
mitteldeutschen H andwerksbetriebe nicht unerheblich 
niedriger ist als im Bundesgebiet. Das ist z. T. darauf 
zurüdczuführen, daß als Handwerksbetriebe grundsätz­
lich nur Betriebe mit höchstens 10 Beschäftigten aner­
kannt werden; größere Betriebe gelten als Industrie­
betriebe, d. h. also als „kapitalistische" Betriebe, und 
haben infolgedessen auch schwer um ihre Existenz zu 
kämpfen. Innerhalb des anerkannten Handwerks be­
lastet die nach der Beschäftigtenzahl gestaffelte Ein­
heitssteuer für H andwerksbetriebe die größeren Be­
triebe erheblich mehr als die Einmann- und Kleinst­
betriebe (ein weiteres Beispiel der klassenpolitischen 
Funktion des Steuersystem s in der sowjetischen Be­
satzungszone!).
In der wesentlich ungünstigeren Stellung der größeren 
handwerklichen Betriebe ähnelt die Handwerkspolitik 
des SED-Systems seiner Bauernpolitik. Seit dem 
August 1955 gilt das aber auch hinsichtlich der Kollek- 

, tivierungstendenzen: wie die „werktätigen Bauern"

in Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften, 
so sollen die handwerklichen Klein- und M ittelbetriebe 
in Handwerker-Produktionsgenossenschaften kollek­
tiv iert werden, für die durch eine Verordnung vom 
18. August 1955 die gesetzlichen Grundlagen geschaf­
fen wurden. Ziel ist auch dabei das Aufgehen des 
handwerklichen Einzelbetriebes in einer gemeinsamen 
genossenschaftlichen W erkstätte, damit also eine völ­
lige soziologische Umformung des außerhalb des Ost­
blocks überall in der W elt bestehenden individuellen 
Handwerkertum s, überhaupt ist die Produktions­
genossenschaft die Form, in der das Sowjetsystem die 
Kollektivierung von Kleinbetrieben in denjenigen Be­
reichen anstrebt, in denen ihr Ersatz durch reine 
S taatsbetriebe nicht oder noch nicht zweckmäßig er­
scheint. So wird z. B. in der Fischerei die Bildung von 
„Produktionsgenossenschaften w erktätiger Fischer“ 
gefördert, denen die Produktionsmittel durch „Volks­
eigene Fischereifahrzeug- und -gerätestationeh" zur 
Verfügung gestellt werden, ähnlich wie in der Land­
wirtschaft der Maschinenpark ganz überwiegend auch 
nicht den Landwirtschaftlichen Produktionsgenossen­
schaften gehört, sondern in den staatseigenen 
M aschinen-Traktoren-Stationen zusammengefaßt ist. 
Noch gibt es erst eine recht kleine Zahl handwerklicher 
Produktionsgenossenschaften in der sowjetischen Be­
satzungszone; doch ist anzunehmen, daß man, ebenso 
wie in der Landwirtschaft, auch im Handwerk durch 
erhebliche m aterielle Besserstellung die Kollektive 
fördern wird, besonders durch den in naher Aussicht 
stehenden Umbau der Handwerkssteuer.

DIE ARBEITNEHMERSCHAFT

W enden wir uns nun der breiten Masse der Arbeit­
nehmerschaft zu, so sei zunächst an die eingangs ge­
troffene Feststellung erinnert, daß deren soziale Ent­
wicklung durch teils nivellierende, teils differenzie­
rende Faktoren bestimmt ist. Die Nivellierung zeigt 
sich vor allein in der völligen rechtlichen Gleichstel­
lung der drei großen Arbeitnehm ergruppen Arbeiter, 
A ngestellte und Beamte: gleiche Regelungen in der 
Sozialversicherung, für Urlaub und Kündigungsfristen, 
für Lohn- bzw. Gehaltsfortzahlung im Krankheitsfall 
sowie für die Versorgung im Falle der Arbeitsunfähig­
keit, insbesondere der Fortfall des besonderen Be­
am tenstatus und der mit ihm verbundenen Pensions­
ansprüche haben bewirkt, daß es rechtlich nur noch 
den einheitlichen „Arbeitnehmer" gibt; eine Kate­
gorienbildung ist also nur noch nach der Eigenart der 
Tätigkeiten, nicht mehr nach Unterschieden der recht­
lichen Stellung möglich
Die Differenzierung dagegen zeigt sich mit einer für 
heutige westliche Begriffe kaum vorstellbaren Inten­
sität in den großen Unterschieden der Entlohnung. W ir 
selien dabei zunächst noch von den Einkommen der 
„Technischen Intelligenz" und der anderen zur neuen 
Oberschicht gehörigen Gruppen ab, von denen unten
’) Vgl. dazu und zum folgenden G erhard H aas und A lfred Leut­
w ein: „Die reditliche und soziale Lage der A rbeitnehm er in der 
sow jetisd ien  Besatzungszone." 3. Auflage (Bonner Beridite), Bonn 
1954. — A lfred Leutwein: „Die sozialen Leistungen in d e r sow je­
tischen Besatzungszone." (Bonner Berichte), Bonn 1954.
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ZU sprechen sein wird; aber auch innerhalb der übrigen 
Arbeitnehm ersdiaft sind die Einkommensuntersdiiede 
beträchtlich. Das gesamte Lohnsystem der sowjetischen 
Besatzungszone ist nach sowjetischem M uster völlig 
auf die Bezahlung der Leistung abgestellt. In der Per­
son des A rbeitnehm ers liegende Momente wie Kinder­
zahl, Dauer der Betriebszugehörigkeit usw. bleiben 
völlig unberücksiditigt, ebenso das Geschlecht; der 
Grundsatz „gleicher Lohn für gleiche Leistung" ist 
streng durchgeführt. Die Differenzierung nach der Lei­
stung wird dadurch erleichtert, daß es in fast allen 
Industriezweigen 8 Lohnklassen gibt. W ie groß die 
Entlohnungsunterschiede innerhalb dieser Einteilung 
sind, möge die Gegenüberstellung der Stundenlöhne 
in DM (Ost) für die Lohngruppen I, V (etwa mit dem 
westdeutschen Ecklohn vergleichbar) und VIII zeigen )̂:

Industriezw eig Lohngruppe
V VIII

Steinkohlen- und Erzbergbau u n te r Tage 1,20 1,91 3,85
Feinm edianik/O ptik,

Elektro tedin ik , W erkzeugbau —,94 1,31 1,94
Textilindustrie  —,84 1,11 1,60

Die Gegenüberstellung zeigt audi, wie stark  die Lohn­
politik durch die allgemeinen wirtschaftspolitischen 
Ziele des SED-Systems bestimmt wird. Die A rbeitneh­
mer der (früher für das sächsisch-thüringische Indu­
striegebiet so typischen) Konsumgüterindustrien, die 
für die zentrale Planung trotz aller Versprechungen 
des „Neuen Kurses" von geringem Interesse sind, be­
ziehen deshalb im Vergleich zur Grundstoffindustrie 
und den meisten Zweigen der Produktionsmittelindu­
strie sehr niedrige Löhne; höchst kennzeichnender­
weise sind diese Differenzen bei den ungelernten Ar­
beitern der Lohngruppe I am niedrigsten und bei den 
hochqualifizierten Facharbeitern der Lohngruppe VIII 
weitaus am höchsten. Es kommt aber noch hinzu, daß 
in  der sowjetischen Besatzungszone in w eit stärkerem  
Umfange als in W estdeutschland im Akkordlohn 
(„Leistungslohn") gearbeitet wird und daß Prämien — 
für Normübererfüllung, M aterial- und Energieeinspa­
rung, gute Q ualitäten usw. — eine recht bedeutsame 
Rolle spielen. Die Differenzierung innerhalb der ta t­
sächlich erzielten A rbeitsverdienste ist infolgedessen 
noch erheblich größer, als sie die obigen Stundenlohn­
sätze erkennen lassen. Für die höheren Einkommen 
fällt ferner beträchtlich ins Gewidit, daß die einkom­
mensteuerliche Progression für alle Arbeitseinkom­
men — im Gegensatz zu den „kapitalistischen Ein­
kommen", für die eine sehr scharfe Progression gilt — 
bei 20 "/o aufhört.
Kennzeichnend ist ferner, daß die auch in W estdeutsdi- 
land feststellbare Tendenz der Verschiebung der Ein-
kommensrelationen zwischen A rbeitern und Ange­
stellten in der sowjetischen Besatzungszone ebenfalls 
siditbar wird; dabei denken wir für die Sowjetzone 
an die Träger spezifischer Angestelltenfunktionen, da
*). Von den — besonders in den höheren  Lohngruppen betracht- 
liehen —  K aufkraftuntersd iieden zw isdien DM (W est) und DM 
(Ost) muß, da dies nicht zum eigentlichen Thema dieses A ufsatzes 
gehört, in den  folgenden A usführungen über d ie  Lohnsituation 
ganz abgesehen w erden.

es ja, wie oben ausgeführt, einen rechtlichen Ange- 
stelltenstatus nicht mehr gibt. Der durchschnittliche 
M onatsverdienst eines A rbeiters in der volkseigenen 
Industrie im Jahre  1954 wurde von Grotewohl kürz­
lich mit 370 DM (Ost) angegeben. Dagegen erhalten 
kaufmännische Angestellte in  verschiedenen W irt­
schaftszweigen in der etwa für eine m ittlere Qualifi­
kation typischen Gehaltsgruppe III je  nach Orts- und 
Betriebsklasse M onatsgehälter zw isdien 181 und 424 
(in M etallurgie und Schwermaschinenbau bis 526) DM 
(Ost); Ingenieure und Techniker w erden allerdings 
wesentlich besser bezahlt, da sie sehr knapp sind. Die 
spezifisch arbeitsmarktpolitische Aufgabe der Lohn­
differenzierung tritt dabei deutlich hervor. In der ge­
samten volkseigenen W irtschaft sind alle Zeitlöhne 
ebenso wie die Akkordsätze Festlöhne sowohl nach 
unten wie nach oben; der Direktor des volkseigenen 
Betriebes, der an einen im Plan festgelegten Lohn­
fonds gebunden ist, hat nicht das Recht, von den 
staatlich fixierten Lohnsätzen abzuweichen.
W ir kommen dam it auf einen weiteren, für die soziale 
Situation des Arbeitnehmers in der sowjetischen Be­
satzungszone entscheidend wichtigen Punkt: in einer 
so w eitgehend sozialisierten W irtschaft steht dem 
größten Teil der Arbeitnehm er als A rbeitgeber der 
Staat gegenüber. Es gibt zwar keine statistischen Un­
terlagen darüber, doch wird man, wenn man Land­
wirtschaft und Handwerk ausnimmt, annehmen kön­
nen, daß m indestens 80 “/o aller A rbeitnehm er in 
Staatsbetrieben und öffentlichen Verwaltungen tätig 
sind. Im Gegensatz zu der von der offiziellen Propa­
ganda verfochtenen Ideologie des „Volkseigentums" 
wird man feststellen müssen, daß die soziale Position 
des Arbeitnehm ers im Sowjetsystem gegenüber dem 
übermächtigen A rbeitgeber Staat recht ungünstig ist. 
Das ist nicht zuletzt auch deshalb der Fall, weil die 
Gewerkschaften im Sowjetsystem ihre Funktion w e­
sentlich verändern; sie werden aus Organisationen 
zur V ertretung von A rbeitnehm erinteressen immer 
mehr ausführende Organe der staatlichen W irtschafts­
verwaltung, deren Hauptaufgabe es ist, für Planerfül­
lung im Betrieb, Steigerung der A rbeitsproduktivität 
usw. zu sorgen®). Hinzu kommt, daß es in der sow je­
tischen Besatzungszone bereits seit 1948 in  Ausfüh­
rung der sogenannten „Bitterfelder Beschlüsse" des 
FDGB keine Betriebsräte mehr gibt, sondern nur noch 
sogenannte „Betriebsgewerkschaftsleitungen" (BGL), 
in denen sich der wirkliche W ille der Belegschaften 
viel weniger durchzusetzen vermag als in frei gewähl­
ten Betriebsräten, und daß — wie die Folgeerschei­
nungen des 17. Juni 1953 sehr deutlich gezeigt 
haben — ein Streikrecht nicht anerkannt wird. Es ist
deshalb auch sehr kennzeichnend, daß für alle „volks­
eigenen" Betriebe fast die gesamten A rbeitsbedingun­
gen einschließlich der Löhne nicht mehr in  K ollektiv­
verträgen vereinbart, sondern vom Staat in Gesetzen 
und Verordnungen festgelegt werden, bei deren Ent­
stehung eine echte Mitwirkung der A rbeitnehm er 
nicht gegeben ist.
')  V gl. dazu G erhard  H aas: „Der FDGB 1954." Bonn 1954.
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Befindet sich so der A rbeitnehm er im Sowjetsystem 
infolge der Verstaatlichung der W irtschaft und der 
taktischen Eingliederung der Gewerkschaften in den 
Staatsapparat in einer viel größeren Abhängigkeit 
vom Arbeitgeber Staat, als das heute in den hodient- 
widselten westlichen Industrieländern vom Verhältnis 
des Arbeitnehmers zum privaten Arbeitgeber gilt, so 
darf auf der anderen Seite nicht verkannt werden, 
daß die Chancen eines sozialen Aufstiegs für die be­
fähigten Kinder von A rbeitern oder „werktätigen 
Bauern“ recht groß sind. Als Voraussetzung hierfür 
fordert der nach sowjetischem M uster geformte Staat 
freilich völlige Unterwerfung unter das herrschende 
politische System und widerspruchslose Übernahme 
der ihm zugrundeliegenden W eltanschauung des dia­
lektischen Materialismus. W er aber dieses (für w est­
liche Vorstellungen von persönlicher Freiheit aller­
dings sehr schwerwiegende) Sacrificium zu bringen 
bereit ist und die entsprechenden geistigen Voraus­
setzungen besitzt, kann es beruflich oder politisch sehr 
weit bringen. Es w äre gefährlich zu übersehen, w ie­
viel in der sowjetischen Besatzungszone für beruf- 
lidien Aufstieg und berufliche Qualifizierung getan 
wird, angefangen von der Lehrlingsausbildung und 
den Lehrwerkstätten der volkseigenen Betriebe bis zu 
den Arbeiter- und Bauernfakultäten, die die zusätz­
liche Vorbildung für das Hochschulstudium überneh­
men, und der großzügigen Stipendiengewährung an 
die als förderungswürdig anerkannten Studenten.

DIE NEUE OBERSCHICHT

Der Elite der sich so beruflich u n d  politisch Qualifi­
zierenden winkt der Aufstieg in die neue Oberschicht, 
deren Zusammensetzung in der sowjetischen Besat­
zungszone etwa die gleiche ist w ie in der Sowjet­
union und den Satellitenstaaten. Zu ihr gehören vor 
allem drei Gruppen:
1. die sogenannte „ ted in isd ie  In te llig en z”, d. h. die Inge­
nieure, Chemiker, Techniker, A rch itek ten  usw . in gehobenen  
Stellungen sow ie die Leiter d er vo lk se ig en en  B etriebe a lle r 
Sparten;
2. die hohen F unktionäre  d er SED, der m it d ieser eng  v e r ­
bundenen „M assenorgan isa tionen“ und  d er S taa tsv e rw altu n g ;
3. die staatlich an e rk an n ten  V e rtre te r  v o n  K unst u n d  W issen- 
sdiaft. . '
Konnten wir oben schon in der Entlohnung der Masse 
der Arbeitnehmerschaft die Tendenz einer starken 
Differenzierung feststellen, so steigert sich diese bei 
den Angehörigen der neuen Oberschicht noch erheb­
lich. Am deutlichsten ist das bei der „Technischen In­
telligenz“, die wegen der forcierten Industrialisierung 
und der Möglichkeit der Flucht nach W esten in der 
sowjetischen Besatzungszone einen besonderen Eng­
paß darstellt ®). Ihre Angehörigen beziehen deshalb 
ungewöhnlich hohe Gehälter, die in der (allerdings 
sehr kleinen, auf 20 Personen beschränkten) obersten 
Spitzengruppe bis zu 15 000 DM (Ost) monatlich gehen, 
und sie erhalten auf Grund der mit ihnen abge­
schlossenen Einzelarbeitsverträge eine zusätzliche 
Altersversorgung in Höhe von 60—80“/o des Brutto­
gehaltes, das sie im letzten Jahr ihrer beruflichen
•) Vgl. dazu Alfred Leutwein; „Die T ed in isd ie  Intelligenz ln der 
sowjetisdien Besatzungszone." (Bonner Beridite), Bonn 1953.

Tätigkeit durchschnittlich bezogen (während die Masse 
der Arbeitnehm er bei A lter und Invalidität nur die 
Norm alrente der Sozialversicherung bezieht und es 
eine zusätzliche betriebliche Altersversorgung nicht 
gibt, außer für eine kleine Zahl von Arbeitnehmern, 
die in  besonders ausgewählten volkseigenen Betrie­
ben mindestens 20 Jahre gearbeitet haben, in Höhe 
von 5 “/o des Netto-Durchschnittsverdienstes der letz­
ten 5 Jahre). Ähnlich ist die Regelung für Hochschul­
professoren, deren Gehälter wesentlich höher liegen 
als an westdeutschen Hochschulen. Bei den Angehöri­
gen des politischen Führerkorps spielt dagegen weni­
ger die Höhe des Gehaltes die entscheidende Rolle 
als die Fülle der ihnen auf Grund ihrer Stellung und 
Funktion zufließenden Sonderleistungen und der Mög­
lichkeit, in besonderen, nur dieser Personengruppe 
offenstehenden Staatsläden erheblich preisbegünstigt 
einkaufen zu können.
Jedenfalls erfreuen sich alle Angehörigen dieser 
neuen Oberschicht eines Lebensstandards, der w eit 
über dem der Masse der Bevölkerung liegt; sie be­
zahlen diese ihre Sonderstellung allerdings mit 
„Schlechthinniger A bhängigkeit“ vom Staat bzw. der 
dessen Kurs bestimmenden kleinen Spitzengruppe 
politischer Funktionäre. Ob und wieweit diese m ate­
rielle Differenzierung auch zu einer geistigen und poli­
tischen Isolierung dieser Oberschicht führt, ist ein 
höchst wichtiges Problem der politischen Soziologie, 
auf dessen Bedeutung hier jedoch nur hingewiesen 
werden kann.
Kaum zu bezweifeln ist jedenfalls, daß die starke Ein­
kommehsdifferenzierung, die unbeschränkte Macht­
vollkommenheit, mit der die Führungsschicht über die 
Gestaltung der W irtschaft und damit auch über die 
Lebensschicksale der Millionen Arbeitnehm er ent­
scheidet, und die M ethoden des Druckes und Zwan­
ges, mit denen sie die Erreichung der von ihr gesetz­
ten Planziele zu sichern versucht, von der Masse der 
Bevölkerung abgelehnt werden. Insofern werden die 
sozialpolitischen Aufgaben nach der W iedervereini­
gung nicht schwer zu lösen sein — vorausgesetzt, daß 
jeder, der dann die Leitung eines Betriebes im heuti­
gen sowjetischen Besatzungsgebiet übernimmt, sich 
der damit verbundenen sozialen V erantwortung voll 
bewußt ist und danach handelt. Gefährlich aber wäre 
der Versuch, das abzubauen, was echter sozialer Fort­
schritt ist oder doch als solcher erscheint. Hierzu 
rechne ich besonders die Aufstiegsmöglichkeiten für 
die Befähigten. Sie können im Sinne unseres W eltbil­
des freilich nur dann als echter sozialer Fortschritt 
gelten, wenn sie nicht mehr den Verzicht auf Freiheit 
des Geistes und der Persönlichkeit zur Voraussetzung 
haben. Die westliche W elt braucht diesen Verzicht 
nicht zu fordern. Gerade in einem wiedervereinigten 
Deutschland aber werden wir durch die Tat beweisen 
müssen, daß unser soziales System auch in diesem 
Punkte — einem der ganz wenigen, an dem eine 
solche Frage überhaupt gestellt werden kann — den 
Vergleich mit dem Sozialsystem der Sowjetwelt nicht 
zu scheuen braucht.
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Sum m ary; C h a n g e s  I n  t h e  S o ­
c i a l  S t r u c t u r e  o f  C e n t r a l  
G e r m a n y .  A fte r  the  end of the 
la te  w ar, social o rd er an d  social stru c­
tu re  —  as also  econom ic o rder and  
econom ic s tru c tu re  —  hav e  been  follow ­
in g  v e ry  d iv erg en t tren d s  in  th e  
ea s te rn  and  w este rn  p a rts  of 
G erm any. Social s tra tif ic a tio n  ,in  
eas te rn  G erm any has undergone fun­
dam en ta l changes: The form er u p p er 
class has p rac tica lly  d isappeared ; the 
form er m iddle classes hav e  been  bad ly  
decim ated  or have  a t lea s t been  con­
sid e rab ly  w eak en ed  as reg ard s the 
m a te ria l basis of th e ir  social position; 
for th e  bu lk  of th e  w ork ing  p opu la tion  
th e re  has occurred , on th e  one han d  a 
lev e llin g  off of th e ir  social sta tus, bu t 
on the  o th er han d  a  su rp rising  am ount 
of d ifferen tia tion  m ateria lly . The p re ­
v io u s social s tru c tu re  w as by  no 
m eans superseded  b y  a  "classless 
society" bu t again  by  a s tra tified  
soc ie ty  w ith  co n siderab le  d ifferences 
in  incom es, although  th e  p rincip les of 
stra tifica tio n  a re  la rg e ly  n o t iden tica l 
w ith  those  of th e  pas t. W hile  social 
changes in  the Soviet p a r t  of G erm any 
canno t be ana ly sed  w ith  an  equal 
am ount of Cfuantitative exac tn ess as is 
possib le  for social tren d s in  w estern  
G erm any  o r in any  o th e r w estern  
country , th e  au tho r b e lieves th a t the  
m ajo r social changes can  be  d e te r­
m ined  w ith  a su fficient am ount of 
re liab ility , and  he  g ives a  su rv ey  of 
th ese  changes by  p opu la tion  groups 
in  acco rdance  w ith  th e ir  position  in 
th e  econom ic fabric: ag ricu ltu ra l popu­
la tion , com m ercial and in d u stria l e n tre ­
p ren eu rs, libera l p rofessions, c rafts­
m en, w orkers , and th e  new  u pper 
class {technical in te llig en tsia  and  po l­
itica l functionaries). The au th o r 's  m ain 
in ten tio n  is to define th e  problem s 
which w ill a rise  in  re -in teg ra tin g  th e  
tw o p a r ts  of G erm any  a fte r  th e ir  re ­
un ification .

R ésum é: C h a n g e m e n t  d e  l a
s t r u c t u r e  s o c i a l e  e n  A l l e ­
m a g n e  O r i e n t a l e .  D ans la  
zone d 'occupation  sov ié tique  la  struc­
tu re  e t l 'o rd re  social— ainsi que la  
s tru c tu re  e t l 'o rd re  économ ique— déno­
te n t  un  développem en t to ta lem en t 
d ifféren t de celu i réa lisé  en  A lle­
m agne O cciden tale . En A llem agne 
O rien ta le  l 'an c ien n e  stra tifica tio n  so­
ciale, à  v ra i dire, n 'e x is te  plus. Les 
c lasses d irigean tes trad itio n n e lles  o n t 
d isparus. Les an ciennes classes 
m oyennes o n t é té  fo rtem ent déci­
m ées, du  m oins leu r  base m a té ­
rie lle  e t leu r p restig e  social o n t é té  
affaiblis. Q uan t à  la  m asse des sa la ­
r ié s  on co n s ta te  u n  n ivellem ent, 
d 'u n e  part, m ais u n e  d ifféren tia tion  
m a té rie lle  é to n n an te , d 'au tre  part. La 
s tru c tu re  sociale  trad itio n n e lle  n 'a  
po in t é té  rem placée  p ar u n e  société  
"sans c lasses", m ais p a r  u n e  société  
d 'u n  m ode n ouveau  de s tra tifica tio n  
sociale  p ré se n ta n t des d ifférences con­
s id é rab les du n iv eau  m atéria l. Bien 
q u 'il so it im possible d 'a n a ly se r  les 
changem ents sociaux  su rv en u s en A lle­
m agne O rien ta le  avec  la m êm e ex ac ti­
tu d e  q u an tita tiv e  que l'év o lu tio n  de 
la  s tru c tu re  sociale en A llem agne 
O cciden ta le  ou dans u n  au tre  pays, 
l 'a u te u r  est convaincu  q u 'il est pos­
sib le  de d éterm iner les tra its  ca rac­
té ris tiq u e s  des changem ents soc iaux  en 
A llem age O rien ta le  e t l'im p o rtan ce  po- 
litici-économ ique des g roupes in té ­
g ran ts, donc; de la  popu la tio n  ag ri­
cole, des en trep re n eu rs industrie ls  e t 
professionnels, des p rofessions libres, 
de l 'a r tisan a t, des sa la rié s  e t de  la 
no u v e lle  c lasse  d irig ean te  com posée 
de l 'in te llig en ce  technique e t des fonc­
tio n n a ire s po litiques. Le bu t poursu iv i 
p a r  l 'a u te u r  est av an t to u t de faire  
re sso rtir  les prob lèm es suscep tib les de 
s e  p ré se n te r  ap rès la  réun ion  e t l 'in té ­
g ra tion  des deux  A llem angnes.

R esum en; C a m b i o s  e s  t r u c  t u -  
r a l e s  s o c i a l e s  e n  A l e m a n i a  
o c c i d e n t a l .  D esde el fin de la 
g u erra  el o rden  so c ia l y  la  e s tru c tu ra  
soc ial —  se m ejan te  a l o rd en  económ ico 
y  la  e s tru c tu ra  económ ica —  en  la  
p a rte  alem ana de ocupación  sov ié tica , 
se han  d esarro llado  de m an era  dife­
ren te  que en  A lem an ia  occiden ta l. Las 
an tiguas capas so c ia le s  por la  m ayor 
p a rte  no ex is ten  m ás. La c lase  supe­
rio r de en tonces ha  casi desap arec id a : 
las an tiguas capas m ed ias h an  sido, 
fuertem ente  anicruiladas y  p o r lo m e­
nos considerab lem en te  d eb ilitad as en 
la base m ate ria l de su p osic ión  social: 
en la  m asa de los tra b a ja d o re s  se  ha  
efectuado en  u n  lado u n a  n iv e lac ió n  
y  en la o tra  u n a  so rp ren d en te  d ife ren ­
ciación  m ateria l. La an tig u a  e s tru c tu ra  
social de n ingúna m an era  h a  sido sub ­
stitu ido  p o r u n a  so c ied ad  „sin c la ses“ 
sino o tra  v ez  p o r u n a  soc iedad  con 
d iferen tes cap as con co n sid erab les 
d iferencias de n iv e l m ate ria les , pero  
los p rinc ip ios de c lasificac ión  de es ta  
sociedad son o tros como los que reg ían  
en el pasado. A unque esto s cam bios 
sociales en la  p a rte  so v ié tica  de  A le­
m ania no p u eden  se r an a lisad o s con  la  
mism a exactitud  c u a n ti ta v ia . com o el 
desarro llo  de la e s tru c tu ra  social en 
A lem ania occiden tal o en  o tro  p a ís  
de im portencia  el a u to r  o p in a  que  sin  
em bargo los decisivos cam bios de 
e s tru c tu ra  sociales p u ed en  se r r e g is tra ­
dos con c ierta  exactitud , y  h ace  un  
resum en de estos cam bios re fe re n te s  
a  los d iferen tes g rupos de  pob lac ió n  
en  su im portanc ia  económ ica; p o p u la ­
ción  ag raria , em presario s in d u str ía le s , 
p rofesiones independ ien tes, a r te san ía , 
obreos y  las nuev as c lases su p e rio re s  
(in te ligencia técn ica  y  funcio n ario s 
políticos). La in tención  p rin c ip a l del 
au to r es señalar los p rob lem as que  se 
p lan tea rán  después de la  re u n ió n  en  
la  re in teg rac ión  de am bas p a r te s  de 
A lem ania.
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